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Dokumententyp: Kurzinformation 
Titel: Zur Förderung der Jugendorganisationen politischer Parteien 
durch den Bund 

 

Gemäß § 83 Abs. 1 S. 1 Achtes Buch Sozialgesetzbuch1 (SGB VIII) soll das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) „die Tätigkeit der Jugendhilfe anregen und 
fördern, soweit sie von überregionaler Bedeutung ist und ihrer Art nach nicht durch ein Land al-
lein wirksam gefördert werden kann.“ Diese Aufgabe setzt das BMFSFJ mit dem Kinder- und Ju-
gendplan des Bundes sowie den hierzu erlassenen Richtlinien2 um. Für die Erfüllung dieser Auf-
gabe sind im Bundeshaushalt 2023 rund 239 Millionen Euro vorgesehen. Auftragsgemäß wird im 
Folgenden erläutert, wie in diesem Zusammenhang die Förderung der Jugendorganisationen poli-
tischer Parteien geregelt ist. 

Mit dem Gesetz zur Verwaltungsvereinfachung in der Kinder- und Jugendhilfe (KJVVG) vom 
29. August 20133 wurde § 83 Abs. 1 SGB VIII mit Wirkung zum 1. Januar 2014 um einen zweiten 
Satz ergänzt: „Hierzu gehören auch die überregionalen Tätigkeiten der Jugendorganisationen der 
politischen Parteien auf dem Gebiet der Jugendarbeit.“ Zuvor erfolgte diese Subventionsvergabe 
über die allgemeine Zuständigkeitsregelung des Bundes zur Förderung freier Träger, § 83 Abs. 1 
S. 1 SGB VIII. 

Die Klarstellung über diese Gesetzesänderung geht auf ein gerichtliches Verfahren zurück, in 
dem die Jugendorganisation der Partei „DIE LINKE“ eingeklagt hatte, wie die Jugendorganisatio-
nen der anderen damals im Bundestag vertretenen Parteien in die Förderung aufgenommen zu 
werden. Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Brandenburg entschied in zweiter Instanz zulasten 
des Klägers. Als Begründung führte es an, dass es insbesondere hinsichtlich des Umfangs der 

 

1 Das Achte Buch Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
11. September 2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 
(BGBl. I S. 2824; 2023 I Nr. 19). 

2 Die Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen und Leistungen zur Förderung der Kinder- und Jugend-
hilfe durch den Kinder- und Jugendplan des Bundes vom 29. September 2016 sind abrufbar unter 
https://www.bmfsfj.de/richtlinien-kjp-2017-data.pdf. Dieser und alle weiteren Links wurden zuletzt abgerufen 
am 14. August 2023. 

3 BGBl. I S. 3464. 
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staatlichen Zuschüsse sowie des Empfängerkreises einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung 
bedürfe. Eine solche sei erforderlich, um eine Verzerrung des politischen Wettbewerbs zu ver-
meiden und das staatliche Neutralitätsgebot einzuhalten. Durch die Subventionsvergabe nehme 
der Staat Einfluss auf den zentralen Prozess politischer Willensbildung. In diesem Zusammen-
hang wies das Gericht darauf hin, dass aus demselben Grund auch die Bewilligungen von Förder-
mitteln an die Jugendorganisationen der anderen Parteien in dieser Form rechtswidrig seien. 4 

Zum Zeitpunkt des Urteils konnten die Jugendorganisationen, zusammengeschlossen im soge-
nannten „Ring politischer Jugend“ (RpJ)5, nach gängiger Praxis selbst über die Verteilung der 
ihnen zur Verfügung gestellten finanziellen Mittel entscheiden.6 Inzwischen unterbreitet der RpJ 
dem BMFSFJ lediglich einen Verteilungsvorschlag. Der Ring politischer Jugend ist selbst kein Zu-
wendungsempfänger.7  

Das BMFSFJ erließ als die nach § 83 Abs. 1 S. 1 SGB VIII fachlich zuständige oberste Bundesbe-
hörde im Jahr 2018 entsprechende Förderrichtlinien auf der Grundlage des § 83 Abs. 1 S. 2 
SGB VIII8 und des § 44 der Bundeshaushaltordnung (BHO)9. Ziel sei es dabei, „politische Bil-
dungsarbeit zu unterstützen, um das demokratische Wertebewusstsein und Verhalten junger 
Menschen zu stärken und somit zur Sicherung der freiheitlich-demokratischen Grundlagen des 
Gemeinwesens beizutragen“ (Ziffer 1. (2) der Richtlinie). Zentrale Merkmale einer Förderungsfä-
higkeit sind etwa die Leistung einer dauerhaften und überregionalen Jugendarbeit, die Zugäng-
lichkeit der Angebote auch für Nichtmitglieder und die demokratische Wahl einer Verbandslei-

 

4 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14. März 2012 - OVG 6 B 19.11, abrufbar unter https://gesetze.ber-
lin.de/bsbe/document/MWRE120001415. 

5 Ring politischer Jugend (RpJ) ist die Bezeichnung mehrerer Zusammenschlüsse von parteipolitischen Jugend-
verbänden in Deutschland auf Bundes-, Landes- oder kommunaler Ebene. Eine der Funktionen des RpJ auf Bun-
desebene war vor dem Urteil des OVG Berlin-Brandenburg die Verteilung von für politische Jugendbildung zur 
Verfügung gestellten Geldern auf seine Mitglieder. Siehe hierzu Godewerth-Pollmann, Thelse, Jugend und Poli-
tik: Wie können Parteien die Partizipation Jugendlicher fördern? Dissertation 2007, S. 140, abrufbar unter 
https://docserv.uni-duesseldorf.de/servlets/DerivateServlet/Derivate-3710/Dissertation%20Godewerth.pdf. 

6 Godewerth-Pollmann, Thelse in: Jugend und Politik: Wie können Parteien die Partizipation Jugendlicher för-
dern? 2007, S. 140, abrufbar unter https://docserv.uni-duesseldorf.de/DissertationGodewerth. 

7 Vgl. Bundestagsdrucksache 18/1385, S. 3 - 5, abrufbar unter https://dserver.bundestag.de/btd/18/013/1801385; 
Für weitergehende Informationen siehe Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Struktur und 
Finanzierung von Organisationen, die im Rahmen von Jugendarbeit tätig sind, Sachstand vom 8. Februar 2019, 
WD 9 - 3000 - 005/19, abrufbar unter https://www.bundestag.de/WD-9-005-19 sowie Prigge, Jasper in: Das Geld 
der Parteijugend, Die Finanzierung der Jugendorganisationen politischer Parteien aus Mitteln des Bundes, 2019, 
S. 113 f. 

8 Richtlinien über die Gewährung von Zuschüssen für Aufgaben der freien Jugendhilfe an Jugendorganisationen 
der politischen Parteien (RL JpP), 20. Dezember 2018, Aktenzeichen 502-2461/006, abrufbar unter 
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/132242/2293c65bd6e82c95d42158b6ca775823/richtlinien-jugendorgani-
sationen-politischer-organisationen-data.pdf.  

9 Bundeshaushaltsordnung vom 19. August 1969 (BGBl. I S. 1284), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 1. Juli 2022 (BGBl. I S. 1030). 

https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/MWRE120001415
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/MWRE120001415
https://docserv.uni-duesseldorf.de/servlets/DerivateServlet/Derivate-3710/Dissertation%20Godewerth.pdf
https://docserv.uni-duesseldorf.de/servlets/DerivateServlet/Derivate-3710/Dissertation%20Godewerth.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/18/013/1801385.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/594184/cadfaad6e470273b8c4682e81b67998d/WD-9-005-19-pdf-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/132242/2293c65bd6e82c95d42158b6ca775823/richtlinien-jugendorganisationen-politischer-organisationen-data.pdf
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Kurzinformation 
Zur Förderung der Jugendorganisationen politischer 
Parteien 
durch den Bund 
 

 

 

 

Fachbereich WD 9 (Gesundheit, Familie, Senioren, Frauen und Jugend) 

Wissenschaftliche Dienste Seite 3 

tung. Im Bundeshaushalt 2023 waren Zuschüsse für Aufgaben der freien Jugendhilfe an Jugend-
organisationen politischer Parteien in Höhe von 4,2 Millionen Euro eingestellt.10 Derzeit ist im 
Entwurf des Bundeshaushalts 2024, der vom Kabinett beschlossen wurde und ab September im 
Deutschen Bundestag beraten wird, eine Kürzung dieser Zuschüsse vorgesehen.11 

Ob die neue Ermächtigungsgrundlage in § 83 Abs. 1 S. 2 SGB VIII in Verbindung mit den Richtli-
nien des Kinder- und Jugendplans sowie den im Jahr 2018 erlassenen Richtlinien hinreichend 
bestimmt ist, wird in der Literatur unterschiedlich beurteilt. Während vielerseits keine Bedenken 
an der Verfassungsrechtlichkeit der Ermächtigungsgrundlage geäußert werden,12 wird von ande-
rer Seite unter anderem bemängelt, auch der neu eingefügte § 83 Abs. 1 S. 2 SGB VIII stelle keine 
ausreichende Ermächtigungsgrundlage dar13. Die maßgeblichen Voraussetzungen für die Vergabe 
von Fördermitteln, insbesondere in Bezug auf die Mittelverteilung, seien nur in Grundzügen ge-
regelt. Das BMFSFJ habe diesbezüglich einen zu großen Spielraum und die problemlose Vertei-
lung sei derzeit davon abhängig, dass der unterbreitete Verteilungsvorschlag des Rings politi-
scher Jugend umsetzbar sei und sich alle Subventionsempfänger damit einverstanden erklären 
würden – womit nicht immer zu rechnen sei. 14 

*** 

 

10 Bundeshaushaltsplan 2023, Einzelplan 17, BMFSFJ, S. 19, abrufbar unter https://www.bundeshaushalt.de/sta-
tic/daten/2023/soll/epl17.pdf.  

11 Siehe hierzu Bundesministerium der Finanzen, Haushaltsaufstellung 2024 und Finanzplan des Bundes bis 
2027, Entwurf zum Bundeshaushaltsplan 2024 Einzelplan 17 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend, S. 10 (S. 1102 des Gesamtdokuments). Kabinettsvorlage nicht über die Bundesregierung abrufbar, 
sondern nur über: Berliner Zeitung online unter https://www.berliner-zeitung.de/blz-public/fi-
les/2023/07/04/4bb8ee1f-e757-468c-9b0b-5b9cefc63463.pdf. 

12 Vgl. etwa Wiesner/Wapler/Struck, 6. Auflage 2022, SGB VIII § 83, Rn. 13; BeckOK SozR/Winkler, 69. Edition 
01.06.2023, SGB VIII § 83, Rn. 3. 

13 Zu einzelnen Kritikpunkten vgl.: Prigge, Jasper in: Das Geld der Parteijugend, Die Finanzierung der Jugendorga-
nisationen politischer Parteien aus Mitteln des Bundes, 2019. 

14 Prigge, Jasper in: Das Geld der Parteijugend, Die Finanzierung der Jugendorganisationen politischer Parteien aus 
Mitteln des Bundes, 2019, S. 209 ff. 
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